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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 P 441/21
Datum 02.02.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 P 24/23
Datum 25.04.2024

3. Instanz

Datum 09.07.2024

Die Berufung des Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 02.02.2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin nimmt den Beklagten auf Zahlung von PrÃ¤mien zur privaten
Pflegeversicherung in Anspruch.

Die KlÃ¤gerin ist ein deutscher Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. Der
Beklagte war bei der KlÃ¤gerin seit 2003 privat pflegeversichert. Seine private
Krankheitskostenversicherung wird in dem hier streitigen Zeitraum im Notlagentarif
gefÃ¼hrt. FÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2021 zahlte der
Beklagte die fÃ¤lligen BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Pflegeversicherung in HÃ¶he von
monatlich 44,09 Euro (Zeitraum vom bis zum 31.12.2018), 61,35 Euro (Zeitraum
vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019) bzw. 80,22 Euro (Zeitraum vom 01.01.2020

                               1 / 8



 

bis zum 31.12.2021) nicht.

Am 29.12.2021 hat die KlÃ¤gerin bei dem Sozialgericht Gelsenkirchen Klage
erhoben und vorgetragen: Eine vom Beklagten erklÃ¤rte Aufrechnung gegen ihre
BeitragsansprÃ¼che mit ErstattungsansprÃ¼chen aus dem
Krankenversicherungsvertrag scheide aus, weil der Beklagte bislang noch keine
Rechnungen vorgelegt habe. Im Ã�brigen sei eine Aufrechnung mit
Gegenforderungen nach Â§ 181 VAG sowie nach Â§ 12 AVB ausgeschlossen. Die
Beitragsforderungen seien auch nicht verjÃ¤hrt, weil die Klage noch im Jahr 2021
erhoben wurde.

Die KlÃ¤gerin hat schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã� beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie 3.190,56 Euro nebst Verzugszinsen in HÃ¶he
von 5 Prozentpunkten Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz seit Eingang der Klage
beim Gericht zu zahlen.

Der Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat die Einrede der VerjÃ¤hrung erhoben. Im Ã�brigen bestÃ¼nden
von der KlÃ¤gerin bislang nicht ausgeglichene Krankenhaus-, Arzt- und
Medikamentenrechnungen als Gegenforderungen in HÃ¶he von ca. 10.000,00 Euro
mit der er gegen die Klageforderung aufrechne. Das Aufrechnungsverbot des Â§
181 VAG sei verfassungswidrig, weil die Regelung andere Rechtsformen, die nicht
VVaG seien, benachteilige. Dies habe auch eine Ungleichbehandlung der
Versicherungsnehmer zur Folge. Ungeachtet dessen sei die Regelung ohnehin nicht
auf den vorliegenden Sachverhalt anwendbar. Er â�� der Beklagte â�� befinde sich
im (krankenversicherungsrechtlichen) Notlagentarif, fÃ¼r den Â§ 181 VAG nicht
gelte.

Durch Gerichtsbescheid vom 02.02.2023 hat das Sozialgericht den Beklagten
antragsgemÃ¤Ã� verurteilt und u.a. ausgefÃ¼hrt:

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf die noch nicht gezahlten monatlichen BeitrÃ¤ge zur
Pflegeversicherung ergibt sich aus dem zwischen der KlÃ¤gerin und der Beklagten
geschlossenen Vertrag. Dass dieser von dem Beklagten wirksam gekÃ¼ndigt
worden ist (vgl. zu den Anforderungen an eine wirksame KÃ¼ndigung Â§ 205
Gesetz Ã¼ber den Versicherungsvertrag und Â§Â§ 13 ff. AVB), ist weder
vorgetragen noch ersichtlich.

Dem steht auch nicht entgegen, dass sich der Beklagte im Notlagentarif der
Krankenversicherung befindet. Der Notlagentarif betrifft nur das
KrankenversicherungsverhÃ¤ltnis. Es hat keinen Einfluss auf die private
Pflegepflichtversicherung, da ein Ruhen der Beitragspflicht in diesem Fall gesetzlich
nicht angeordnet ist.
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Der Anspruch der KlÃ¤gerin ist auch nicht durch Aufrechnung nach Â§ 389
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) erloschen. Demnach bewirkt die Aufrechnung,
dass die Forderungen, soweit sie sich decken, als in dem Zeitpunkt erloschen
gelten, in welchem sie zur Aufrechnung geeignet einander gegenÃ¼bergetreten
sind. Einer wirksamen Aufrechnung steht Â§ 12 S. 1 AVB entgegen, wonach mit
bestrittenen bzw. nicht rechtskrÃ¤ftigen Gegenforderungen nicht â�¢aufgerechnet
werden kann. Zu der vom Beklagten angefÃ¼hrte Gegenforderung in HÃ¶he von
ca. 10.000,00 Euro teilte die KlÃ¤gerin mit, dass ihr hierzu keine Rechnungen
vorlÃ¤gen und diese auf Ã�bernahmefÃ¤higkeit durch die zustÃ¤ndige
Fachabteilung bei der KlÃ¤gerin geprÃ¼ft werden kÃ¶nnen. Dass ein
rechtskrÃ¤ftiger Titel existiert, wurde weder vorgetragen noch ist ein solcher fÃ¼r
das Gericht ersichtlich.

Die BeschrÃ¤nkung der Aufrechnung nach Â§ 12 S. 1 AVB ist auch wirksam (vgl. Â§
309 Nr. 3 BGB im Umkehrschluss sowie zu den Allgemeine
Versicherungsbedingungen fÃ¼r den Notlagentarif (AVB/NLT 2013): Landgericht
Wiesbaden, Urteil vom 10.05.2022, 9 S 8/21 mwN).

Da eine Aufrechnung bereits nach Â§ 12 S. 1 AVB ausgeschlossen ist, kommt es auf
die Frage der Anwendbarkeit bzw. VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit des Â§ 181 VAG
vorliegend nicht an. Das Gericht weist jedoch darauf hin, dass Â§ 181 VAG in der
vorstehenden Konstellation im Falle der Entscheidungserheblichkeit Anwendung
finden wÃ¼rde. Â§ 181 VAG setzt seinem eindeutigen Wortlaut nur voraus, dass
eine Beitragspflicht aus der Mitgliedschaft gegenÃ¼ber einem Versicherungsverein
bestehen muss (vgl. Staudinger/Bieder/Gursky (2022) BGB Â§ 387, Rn. 212). Diese
Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt. FÃ¼r eine Unterscheidung zwischen
Kranken- und PflegepflichtversicherungsbeitrÃ¤ge enthÃ¤lt Â§ 181 VAG keine
Anhaltspunkte. Auch dem VAG ist etwas Anderes nicht zu entnehmen (vgl.
insbesondere Â§ 1 VAG). Hinsichtlich der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit des Â§ 181 VAG
bestehen seitens des Gerichts keine Bedenken (im Ergebnis so auch Landgericht
Wiesbaden, Urteil vom 10.05.2022, 9 S 8/21). Â§ 181 VAG verstÃ¶Ã�t insbesondere
nicht gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1
Grundgesetz, indem er Versicherungsvereine besser behandelt als andere
Rechtsformen und damit auch die Versicherungsnehmer unterschiedlich behandelt.
FÃ¼r die Ungleichbehandlung besteht ein sachlicher Grund. Dem Â§ 181 VAG liegt
der Gedanke zugrunde, dass ein ordnungsmÃ¤Ã�iger GeschÃ¤ftsbetrieb eines
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit nur mÃ¶glich ist, wenn die schnelle
Einziehung der MitgliederbeitrÃ¤ge gewÃ¤hrleistet ist (vgl. zu der
VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 181 VAG: Bundesgerichtshof (BGFI), Urteil vom
18.12.1954, II ZR 206/53). Deshalb will das Aufrechnungsverbot verhindern, dass
die Zahlung der PrÃ¤mie bis zur rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung oder sonstigen
KlÃ¤rung von GegenansprÃ¼chen hinausgezÃ¶gert werden kann (ebenda mwN).

Aus den vorstehenden GrÃ¼nden steht dem Beklagten gegen die KlÃ¤gerin auch
die Einrede des Â§ 320 BGB nicht zu. FÃ¼r die Beitragspflicht des
Versicherungsnehmers ist unerheblich, ob der Versicherer fÃ¼r den geltend
gemachten Zeitraum seinerseits Leistungen erbringt, da auch gesunde
Versicherungsnehmer ihre PrÃ¤mien zahlen mÃ¼ssen (Amtsgericht Kleve, Urteil
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vom 05.06.2020, 36 C 11/20 mwN; so auch im Ergebnis unter Bezugnahme auf den
Sinn und Zweck des Aufrechnungsverbots aus dem VAG: BGH, Urteil vom
18.12.1954, II ZR 206/53).

Der Anspruch der KlÃ¤gerin ist auch nicht nach Â§ 209 BGB i. V. m. Â§Â§ 194 ff. BGB
verjÃ¤hrt. Die KlÃ¤gerin hat am 29.12.2021 und damit noch vor Ablauf der
VerjÃ¤hrungsfristen fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndlichen PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge
mit verjÃ¤hrungshemmender Wirkung Klage erhoben. Gem. Â§ 195 BGB betrÃ¤gt
die regelmÃ¤Ã�ige VerjÃ¤hrungsfrist 3 Jahre. Diese beginnt nach Â§ 199 Abs. 1 Nr.
1 BGB soweit nicht ein anderer VerjÃ¤hrungsbeginn bestimmt ist, mit dem Schluss
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Die VerjÃ¤hrung wird nach Â§ 204
Abs. 1 Nr. 1 BGB gehemmt durch die Erhebung der Klage auf Leistung oder auf
Feststellung des Anspruchs, auf Erteilung der Vollstreckungsklausel oder auf Erlass
des Vollstreckungsurteils.

Fristablauf fÃ¼r die PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r den Ã¤ltesten Zeitraum
vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 war der 31.12.2021. Die Klage ist am
29.12.2021 bei Gericht eingegangen und damit seit dem 29.12.2021 anhÃ¤ngig
(vgl. Â§Â§ 90 ff. SGG).

Der geltend gemachte Zinsanspruch ergibt sich aus den entsprechend
anwendbaren Â§Â§ 291, 288 BGB (vgl. BSG, Urteil vom 25.10.2018, B 7 AY 2/18 R,
BSG, Urteil vom 12.11.2015, B 14 AS 50/14 R). Die Klage ist mit dessen Eingang bei
Gericht am 29.12.2021 gemÃ¤Ã� Â§Â§ 90, 94 SGG rechtshÃ¤ngig. Die Verzinsung
beginnt nach Â§ 202 S. 1 SGG i. V. m. Â§ 222 Abs. 1 Zivilprozessordnung i. V. m. Â§
187 Abs. 1 BGB am darauffolgenden Tag, das heiÃ�t am 30.12.2021 (â�¦).â��

Gegen den ihn am 08.02.2023 zugestellten Gerichtsbescheid hat der Beklagte am
06.03.2023 Berufung erhoben.

Er hÃ¤lt an seiner erstinstanzlich vertretenen Auffassung fest und trÃ¤gt vor: Das
Aufrechnungsverbot des Â§ 12 AVB gelte nur fÃ¼r seinen Krankenversicherungs-,
nicht aber fÃ¼r den Pflegeversicherungsvertrag, da eine Einbeziehung in die
Pflegeversicherung nicht vereinbart worden sei. Im Ã�brigen fÃ¼hre Â§ 12 AVB zu
einer unangemessenen und missbrÃ¤uchlichen Benachteiligung von Verbrauchern
im Sinne der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 Ã¼ber
missbrÃ¤uchliche Klauseln in VerbrauchervertrÃ¤gen. Die KlÃ¤gerin stelle vor dem
Hintergrund, dass sie verbundenes Unternehmen der ALH-Gruppe mit zahlreichen
Aktiengesellschaften sei, keinen eigestÃ¤ndigen Versicherungsverein mehr dar. Vor
dem Hintergrund, dass die KlÃ¤gerin als konzernangehÃ¶riges Unternehmen
ohnehin auf die Finanzkraft der ALH-Gruppe zurÃ¼ckgreifen kÃ¶nne, werde die
ratio legis des in Â§ 181 VAG geregelten Aufrechnungsverbots nicht mehr erfÃ¼llt.
Ã�berdies verstoÃ�e Â§ 181 VAG gegen EU-Recht, da auslÃ¤ndische wie
inlÃ¤ndische Kapitalgesellschaften Aufrechnungsverbote nur vertraglich
vereinbaren kÃ¶nnten, wohingegen Versicherungsvereine auf das gesetzlich
geregelte Aufrechnungsverbot zurÃ¼ckgreifen kÃ¶nnten. Seine GegenansprÃ¼che
resultierten aus einer â�� noch nicht abgeschlossenen â�� Notfallbehandlung und
kÃ¶nnten mit Rechnungen der PVS Westfalen SÃ¼d belegt werden. Der Beklagte
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behauptet ferner, die von der KlÃ¤gerseite eingereichten
BeitragserhÃ¶hungsschreiben und Versicherungsscheine bei sich zu Hause nicht
gefunden zu haben. Er vermute daher, dass sie ihm nicht zugegangen seien.

Der Beklagte beantragt seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen entsprechend,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 02.02.2023 zu Ã¤ndern
und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt den angefochtenen Gerichtsbescheid.

Der Senat hat den Rechtsstreit nach AnhÃ¶rung der Beteiligten mit Beschluss vom
27.07.2023 gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG auf den Vorsitzenden Ã¼bertragen.

Weiterer Einzelheiten wegen wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Gerichtsakte.

EntscheidungsgrÃ¼nde

A. Der Senat konnte in der Besetzung mit dem Vorsitzenden als Berichterstatter und
zwei ehrenamtlichen Richtern entscheiden, nachdem der Senat den Rechtsstreit mit
Beschluss vom 27.07.2023 auf den Vorsitzenden Ã¼bertragen hat (Â§ 153 Abs. 5
SGG). Der Senat konnte ferner gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil sich die Beteiligten
Ã¼bereinstimmend damit einverstanden erklÃ¤rt haben (SchriftsÃ¤tze vom 09.01.
und 18.03.2024).

B. Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den Beklagten sowohl im
Ergebnis als auch in der BegrÃ¼ndung zutreffend verurteilt, an die KlÃ¤gerin 
3.190,56 EUR nebst Zinsen in HÃ¶he von 5 Prozentpunkten Ã¼ber dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 29.12.2021 zu zahlen. Der Senat nimmt zur Vermeidung von
Wiederholungen gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug auf die EntscheidungsgrÃ¼nde
des angefochtenen Urteils und sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

C. Das Vorbringen des Beklagten im Berufungsverfahren rechtfertigt keine andere
Beurteilung.

I. Der vom Beklagten geltend gemachten Einrede der Aufrechnung steht ungeachtet
der Wirksamkeit von 181 VAG und Â§ 12 AVB bereits entgegen, dass keine
Aufrechnungslage besteht. Denn eine fÃ¤llige, einredefreie Forderung des
Beklagten, mit der er gegen die BeitragsansprÃ¼che der KlÃ¤gerin aufrechnen
kÃ¶nnte, ist nicht erkennbar. Er hat zwar wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens
ErstattungsansprÃ¼che gegen die private Krankheitskostenversicherung aus einer
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Notfallbehandlung in HÃ¶he von ca. 8.336 EUR beziffert. Die vom Beklagten selber
angekÃ¼ndigten und gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 AVB/NLT erforderlichen Nachweise hat
er jedoch nicht erbracht. Da der Beklagte â��die ihm gebÃ¼hrende Leistungâ��
mangels Ã�bersendung entsprechender Nachweise nicht im Sinne des Â§ 387 BGB
fordern konnte, kommt es nicht darauf an, ob dem von ihm erhobenen
Erstattungsanspruch die von der KlÃ¤gerin erhobene Einrede der VerjÃ¤hrung
entgegensteht (Â§ 390 BGB).

II. UnabhÃ¤ngig davon finden sich keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass das in Â§ 181
VAG geregelte Aufrechnungsverbot gegen Verfassungs- und Europarecht
verstÃ¶Ã�t.

1. Soweit der Beklagte beanstandet, Â§ 181 VAG fÃ¼hre fÃ¼r andere in- und
auslÃ¤ndische Versicherungsunternehmen, die nicht in der Rechtsform eines VVaG
organisiert seien, zu zahlreichen Ungleichbehandlungen und
MarktzutrittsbeschrÃ¤nkungen, ist zu berÃ¼cksichtigen, dass er insoweit fremde
Rechte in eigenem Namen geltend macht und eine BeeintrÃ¤chtigung in eigenen
Rechten bereits im Ausgangspunkt nicht erkennbar ist. Selbst wenn sich der
Beklagte durch die vermeintliche â��Ungleichbehandlungâ�� in eigenen Rechten
verletzt sieht, hÃ¤tte er die MÃ¶glichkeit gehabt, Krankheitskosten- und
PflegeversicherungsvertrÃ¤ge bei einer Aktiengesellschaft zu schlieÃ�en, fÃ¼r die 
Â§ 181 VAG nicht gilt.

2. Auch in der Sache ist ein VerstoÃ� gegen Verfassungs- und Europarecht nicht
erkennbar.

a) Im Hinblick auf den gerÃ¼gten VerstoÃ� gegen Art. 3 Abs. 1 GG ist zweifelhaft,
ob Anbieter von Versicherungsdienstleistungen, die in der Rechtsform des VVaG
organisiert sind und solchen, die als AG auftreten, Ã¼berhaupt derselben
Vergleichsgruppe zuzuordnen sind. Denn zwischen beiden Rechtsformen bestehen
erhebliche Unterschiede, die es nicht zulassen, VVaG und AG als â��gleichâ�� im
Sinne des Art. 3 Abs. 1 GG zu behandeln. Das folgt bereits daraus, dass der VVaG
keine AktionÃ¤re hat und die jeweiligen Versicherungsnehmer zugleich Mitglieder
und folglich TrÃ¤ger des Vereins sind. DemgegenÃ¼ber ist die AG eine
Kapitalgesellschaft, wobei die Haftung der Mitglieder auf das Kapital beschrÃ¤nkt
ist. VVaG sind ferner gehalten, die zur Absicherung von Schwankungen des
Versicherungsverlaufs benÃ¶tigten Sicherheitsmittel selbst systematisch zu
erwirtschaften, wohingegen AG solche Mittel bei Bedarf kurzfristig auf den
KapitalmÃ¤rkten aufnehmen kÃ¶nnen. VVaG sind daher regelmÃ¤Ã�ig gehalten,
besonders hohe Sicherheitsmittel vorzuhalten. Der Aufbau der Sicherheitsmittel
eines VVaG muss wiederum mit dem Wachstum des GeschÃ¤fts Schritt halten (zum
Ganzen vgl. nur wikipedia.de). 

Selbst wenn man aber davon ausginge, dass VVaG und AG derselben
Vergleichsgruppe zuzuordnen wÃ¤ren, zeigten bereits die hier nur kurz und
oberflÃ¤chlich skizzierten Aspekte, dass eine Ungleichbehandlung im Hinblick auf
das Aufrechnungsverbot des Â§ 181 VAG ohne Weiteres gerechtfertigt wÃ¤re.
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b) Ein VerstoÃ� gegen Europarecht ist schon deshalb nicht erkennbar, weil kein
europÃ¤isches Unternehmen gehindert ist, in der Bundesrepublik in der Rechtsform
des VVaG tÃ¤tig zu werden. Abgesehen davon handelt es sich bei Â§ 181 VAG um
eine europarechtlich unbedenkliche allgemeine Regel des Wirtschaftslebens.
Allgemeine Regelungen des Wirtschaftslebens fallen von vornherein nicht in den
Anwendungsbereich der im AEUV geregelten Grundfreiheiten und
Diskriminierungsverbote, sofern derartige Bestimmungen fÃ¼r alle betroffenen
Wirtschaftsteilnehmer gelten, die ihre TÃ¤tigkeit im Inland ausÃ¼ben und sofern sie
den Absatz inlÃ¤ndischer Erzeugnisse und der Erzeugnisse aus anderen
Mitgliedsstaaten in gleicher Weise betreffen. Sind diese Voraussetzungen erfÃ¼llt,
ist die Anwendung allgemeiner Regelungen des Wirtschaftslebens von vornherein,
nicht geeignet, den Marktzugang fÃ¼r diese Dienstleistungen oder Erzeugnisse zu
versperren oder stÃ¤rker zu behindern, als dies fÃ¼r inlÃ¤ndische Erzeugnisse der
Fall ist (vgl. EuGH Slg. 1995 I, 179 = BB 1995, 426 Rn. 21 â�� E. Leclerc-Siplec;
Senat, Urteil v. 27.01.2011 â�� L 5 KR 105/07 zu Art. 34 AEUV). 

Dass es sich bei Â§ 181 VAG um eine verbotene Beihilfe im Sinne des Art. 107 Abs.
1 AEUV handeln soll, ist im Ã�brigen sehr weit hergeholt. 

c) Ob Â§ 12 AVB zu einer unangemessenen Benachteiligung von Verbrauchern im
Sinne der RL 93/13/EWG Ã¼ber missbrÃ¤uchliche Klauseln in
VerbrauchervertrÃ¤gen fÃ¼hrt, kann offen bleiben, weil sich das
Aufrechnungsverbot bereits aus der zwingenden Bestimmung (Schwenzer, in:
BeckOK VAG, Â§ 181 Rn. 5) des Â§ 181 VAG ergibt und im Hinblick auf diese
Regelung wiederum kein VerstoÃ� gegen Europarecht erkennbar ist. Im Ã�brigen
hat das OLG Hamm (Beschluss v. 01.06.2016 â�� 20 U 116/15) im Zusammenhang
mit Â§ 12 AVB/NLT 2013 auf Folgendes hingewiesen:

â��Entgegen der Ansicht des Beklagten ist diese Regelung als wirksam anzusehen,
da sie der Tatsache Rechnung trÃ¤gt, dass gerade im Bereich der privaten
Krankheitskostenversicherung regelmÃ¤Ã�ige AnsprÃ¼che des
Versicherungsnehmers gegen den Versicherer bestehen und ohne ein auf
unbestrittene und rechtskrÃ¤ftig festgestellte AnsprÃ¼che beschrÃ¤nktes
Aufrechnungsrecht der PrÃ¤mienanspruch des Versicherers kontinuierlich in Zweifel
gezogen werden kÃ¶nnte, was zu einer auch fÃ¼r die Versichertengemeinschaft
nicht tragbaren GefÃ¤hrdung des PrÃ¤mienaufkommens fÃ¼hren kÃ¶nnte.â��

Nichts anderes kann fÃ¼r die private Pflegeversicherung gelten.

III. Aus welchen GrÃ¼nden die ratio legis des Â§ 181 VAG aufgrund der Einbindung
der KlÃ¤gerin in einen Konzern nicht mehr einschlÃ¤gig sein soll, erschlieÃ�t sich
dem Senat nicht. Letztlich hat die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich zu Recht darauf verwiesen,
dass ihre KonzernangehÃ¶rigkeit nichts an ihrer Rechtsform Ã¤ndert. In diesem
Zusammenhang ist zu berÃ¼cksichtigen, dass Â§ 181 VAG zwingend und mithin
nicht abdingbar ist (vgl. Schwenzer, in: BeckOK VAG, Â§ 181 Rn. 5). Selbst wenn
VVaG als verbundene Unternehmen eines Konzerns mit Aktiengesellschaften tÃ¤tig
werden, fÃ¼hrt dies keineswegs zu einer Suspendierung des Â§ 181 VAG.

                               7 / 8

https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BB%201995,%20426
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20KR%20105/07
https://dejure.org/gesetze/AEUV/34.html
https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/107.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/107.html
https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=20%20U%20116/15
https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html
https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html
https://dejure.org/gesetze/VAG/181.html


 

IV. Auch wenn die KlÃ¤gerin die private Krankheitskostenversicherung des
Beklagten im Notlagentarif fÃ¼hrt, fÃ¼hrt dies nicht automatisch zu einer
Reduzierung der PrÃ¤mien gemÃ¤Ã� Â§ 110 Abs. 2 Satz 3 SGB XI. Denn die
Regelung bezieht sich ausdrÃ¼cklich nur auf den Basis-, nicht aber auf den
Notlagentarif (vgl. im Einzelnen: LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil v. 20.03.2023
â�� L 4 P 1519/21).

V. 1. Die KlÃ¤gerin hat die vom Beklagten zu zahlenden BeitrÃ¤ge zum 01.01.2017,
01.01.2019 und 01.01.2020 auch wirksam angepasst. Eine wirksame
Beitragsanpassung setzt neben den grundlegenden Anforderungen des Â§ 203 VVG
gem. Â§ 203 Abs. 5 VVG voraus, dass die Neufestsetzung bzw. Ã�nderung der
PrÃ¤mie sowie die hierfÃ¼r â��maÃ�geblichen GrÃ¼ndeâ�� dem
Versicherungsnehmer mitgeteilt werden. Ausreichend ist, die Rechnungsgrundlage
fÃ¼r die PrÃ¤mienanpassung mitzuteilen. Nicht erforderlich ist eine Mitteilung der
konkreten HÃ¶he der VerÃ¤nderung und des auslÃ¶senden Faktors sowie der
VerÃ¤nderung weiterer Faktoren (vgl. nur BGH, Urteil v. 16.12.2020 â�� IV ZR
294/19, NJW 2021, 378ff.). 

Die KlÃ¤gerin hat die jeweiligen Beitragsanpassungen in der Pflegeversicherung
zum 01.01.2017, 01.01.2019 und 01.01.2020 mit Schreiben vom 21.11.2016,
26.11.2018 und vom 25.11.2019 begrÃ¼ndet. Im Hinblick auf die
BeitragserhÃ¶hung zum 01.01.2017 hat sie auf die (allseits bekannten zahlreichen)
Leistungsverbesserungen durch das Pflege-StÃ¤rkungsgesetz II, hinsichtlich der
Anpassung zum 01.01.2019 auf das Erfordernis zur Reduzierung des
Rechnungszinses in der privaten Pflegeversicherung und mit Blick auf die
BeitragserhÃ¶hung zum 01.01.2020 auf die Ausweitung des Leistungsumfangs im
Rahmen der hÃ¤uslichen Pflege verwiesen.

2. Der Beklagte hat die Beitragsanpassungen zur Ã�berzeugung des Senats auch
erhalten. Soweit er geltend macht (Schriftsatz vom 18.03.2024), die von der
KlÃ¤gerin Ã¼bersandten BeitragserhÃ¶hungsschreiben sowie die dazugehÃ¶rigen
Versicherungsscheine nicht gefunden zu haben und er daher vermute, ihm seien
diese Schreiben nicht zugegangen, liegt darin kein qualifiziertes Bestreiten.

D. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

E. Anlass, die Revision zuzulassen, hat die bestanden (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2
SGG).

Erstellt am: 04.07.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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